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Genvssenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


Nachfrage. 


Re era Biel. Wir suchen für unser Mer- 
cerie-, Bonneterie- und Manufakturwarengeschäft tüchtigen, 
branchenkundigen Vorsteher oder Vorsteherin. Beherrschung 
der deutschen und französischen Sprache wird verlangt. Kau- 
tionsfähige Bewerber oder Bewerberinnen wollen schriftliche 
Offerten einreichen unter Angabe der Gehaltsansprüche und 
sowie der Referenzen. Zeugnis- 


der bisberigen Tätigkeit, 
Die Verwaltung. 


abschriften sind beizulegen. 


esucht auf spätestens 1. Januar 1919 eine erste und eine 

zweite Verkäuferin. Gehalt per Monat ca. Fr. 220.— und 
Fr. 180.—. Tüchtige, kautionsfähige Bewerberinnen wollen ihre 
Offerten mit Angaben der bisherigen Tätigkeit und Referenzen 
nebst Beilage von Zeugniskopien an die Verwaltung der Kon- 
sumgenossenschaft Arosa richten. 


Angebot. 


yes Frau, tüchtig und erfahren, kautionsfähig, sucht Kon- 
sumfiliale zu übernehmen, wenn möglich mit Wohnung. 
Offerten unter Chiffre J. E. 264 an Verb: ınd schweiz. Konsum- 
vereine in Basel. 


Trdtger, solider Mann, der eine Lehre in einem Kolonial- 
warengeschäft durchgemacht und seit Jahren in der Lebens- 
mittelbranche tätig ist, sucht Stelle als Verwalter event. Ver- 
käufer bei einem Konsumverein. Gute Zeugnisse und Re- 
ferenzen zu Diensten. Offerten unter Chiffre B.R. 265 an 
Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


unger, fleissiger Mann mit guter Handelsschulbildung sucht 

Anstellung auf einem Bureau als Volontär oder Gehilfe. 
Eintritt sofort oder nach Uebereinkunft. Offerten unter Chiffre 
E. Z. 272 an Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


üngerer kaufmännischer Angestellter sucht per Anfang 

Januar 1919, eventl. früher, Stelle in grösserem Konsumverein. 
Offerten unter Chiffre F. B. 269 an Verband schweiz. Konsum- 
vereine in Basel. 
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Wir empfehlen unseren Vereinsverwaltungen 


Röstkaffee 


ganz und gemahlen 


ganz und gEMänIen 


Unsere Röstkaffee 


nehmen bei gleichen Preisen punkto Qualität 
den Kampf mit jedem Konkurrenzprodukte auf 
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Schweizer. Konsumiee 


Vorzüglicher Familientee 
hergestellt aus Schweizer Gebirgskräutern 


Empfehlenswert für Personen, denen infolge ihres Ner- 
venzustandes der Genuss von Schwarztee verboten ist 


Unter Zusatz von Honig oder Kandiszucker bildet dieser Tee 
ein nervenberuhigendes Getränk sowie ein gutes Mittel gegen 
sen Husten, Heiserkeit und Verschleimung +++ 


Zu beziehen durch 
Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) in Basel. 


Buchdruckerei des V.S.R. 
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Wir empfehlen uns zur Anfertigung von 


Einkaufs-Büchlein 
Memorandum 
Briefbogen 
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Die Beratungen des Nationalrates 


über die 
Genossenschaftsbesteuerung in der 
wiederholten Kriegssteuer. 


(Schluss.) 
Fortsetzung der Rede von Nationalrat Dr. OÖ. Schär, Basel. 


Nun will ich auf die Steueransätze selbst 
noch kurz zurückkommen. Es war selbstverständ- 
lich, dass bei der ersten Kriegssteuer die Ex- 
perten suchen mussten, sich irgendwie an eine kan- 
tonale Vorlage anzulehnen. Und da ist nun zu sagen, 
dass die kantonale Besteuerung der Genossenschaften 
auch eine bunte Musterkarte bilde. Wir haben 
25 Kantone, und in iedem Kanton werden die Genos- 
senschaften wieder anders besteuert. Die einzige 
sozusagen korrekte Besteuerung hat der Kanton 
Zürich, sowohl im alten wie im neuen Steuergesetz, 
wonach nämlich Rückvergütungen steuerfrei sind. Es 
war nun begreiflich, dass die Experten bei ihrer ersten 
Vorlage schliesslich nicht wussten, wie sie die Ge- 
nossenschaft besteuern sollten. Richtiger wäre man 
vielleicht vorgegangen, wenn man den Zweck in den 
Vordergrund gestellt hätte, sowohl bei den Aktien- 
gesellschaften wie bei den Genossenschaften, und 
dann eine Differenzierung der Steuer vorgenommen 
hätte. Aber es passte nicht in das damalige System. 
So kamen die Experten dazu, zu behaupten: Die Ge- 
nossenschaften haben kein Vermögen; man kann nur 
den Ertrag besteuern. So hat man zunächst eine 
Steuer in der Höhe von 10% des Ertrages inklusive 
Rückvergütung vorgeschlagen. Dagegen hat man 
unserseits energisch remonstriert. Der Bundesrat 
ging dann auf 8% inklusive Rückvergütung bei allen 
jenossenschaften. Der Sprechende hatte die Auf- 
gabe, die Bedenken der Konsumvereine gegen diese 
Lösung zu vertreten. Ich vertrat damals den Stand- 
punkt, dass es nicht richtig sei, bei der Besteuerung 
zwischen Aktiengesellschaften und Genossenschaften 
einen Unterschied zu machen, weil damals nach der 
Vorlage der Experten des Bundesrates die Aktien- 


gesellschaften billiger wegkamen als die Genossen- 
schaften. /ch habe dies anhand von Beispielen von 
Konsumvereinen, die in Form von Aktiengesell- 
schaften arbeiten, nachgewiesen und habe ferner dar- 
auf aufmerksam gemacht, dass nach dem Vorschlage 
der Experten Hunderte von Genossenschaften steuer- 
frei ausgehen werden, weil sie keinen Reinertrag er- 
zeigen. Man hat mir nicht geglaubt. Jetzt kommt 
der Bundesrat selber und sagt, die damalige Behaup- 
tung des Sprechenden sei richtig gewesen. 

Nun haben wir eine Art Kompromiss abschliessen 
können. Man ist im Laufe der Beratung in der stände- 
rätlichen Kommission dazu gelangt, zu erklären: Wir 
wollen die Rückvergütungen als etwas Separates be- 
handeln; sie sind doch etwas anderes als gewöhnliche 
Ueberschussteile. Man hat sie mit 4% des Ertrages 
zur Besteuerung herangezogen, eine Kompromiss- 
lösung, mit der wir uns abgefunden haben, weil hier 
zum erstenmal von Bundes wegen die eigentümliche 
Natur der Rückvergütung anerkannt wurde, Bei der 
Erhebung der ersten Kriegssteuer haben die Konsum- 
vereine dann loyal mitgeholfen und die Steuer ent- 
richtet auf Grund ihrer Öffentlich aufgestellten Bi- 
lanzen, während dies bei andern Unternehmungen 
nicht überall so einfach ging, weil es diesen möglich 
war, durch Bilanzverschleierung usw. ihre Steuer- 
quote zu vermindern. Wir haben dann aber konsta- 
tiert, dass trotz dem Kompromiss die Konsumvereine 
in Form von Aktiengesellschaften doch noch begün- 
stigt waren und dass ein Aktienkonsumverein z.B. 
Fr. 1000.— weniger bezahlen musste, als wenn er in 
Form der Genossenschaft herangezogen worden 
wäre. 

Wie die neue Steuervorlage kam, nahmen wir 
von vornherein an, die Steuer werde wieder auf der 
alten Basis erhoben werden. Als der Sprechende den 
Entwurf erhielt und las: 6%, 12% Ueberschussanteil, 
72° Prämien der Versicherungsgenossenschaften, 
und las: dreijährige Erhebungsdauer, so sagte er: das 
ist ganz korrekt, das ist eine Erhöhung um 50% ent- 
sprechend der dreijährigen statt zweijährigen Er- 
hebungsperiode. Ich habe in einem dokumentierten 
Artikel in unserem Fachorgan erklärt: Wir sind mit 
dem Vorschlage einverstanden, allerdings unter der 
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Voraussetzung, dass man überall auch 50% zu den 
ersten Ansätzen hinzuschlägt. Nun hat sich aber 
diese Voraussetzung nicht bestätigt. Einmal war ich 
etwas zu optimistisch, als ich die Zustimmung unserer 
Kreise voraussagte; es sind scharfe Entgegnungen 
erschienen, und es wurde darauf aufmerksam ge- 
macht, dass wir vielleicht besser getan hätten, wenn 
unsere Organisationen in den Kampf für die direkte 
Bundessteuer eingetreten wären, was die Verbands- 
leitung seinerzeit abgelehnt hatte, weil sie die Frage 
der direkten Bundessteuer mehr als eine politische, 
denn als eine wirtschaftspolitische auffasste. Ferner 
wurde darauf hingewiesen, dass man den Kompromiss 
nur für eine einmalige Steuer und nicht für eine mehr- 
malige Fortsetzung gebilligt habe. Die Opposition 
gegen die alten wie die neuen Ansätze in unseren 
Kreisen ist also ziemlich stark. Ich glaube aber, sie 
überwinden zu können, wenn Sie die Ansätze auf die- 
jenigen der ersten Vorlage reduzieren und die unrich- 
tige Systematik fallen lassen. Bezüglich dieser möchte 
ich sagen: Es geht uns da, wie Herr Prof. Speiser von 
seinen welschen Freunden bezüglich der «temporären 
Bundessteuer» gesagt hat. Diese Charakterisierung 
der Konsumvereine, der Ersparnisgenossenschaften 
als Genossenschaften, die Erwerbszwecke verfolgen, 
die tut uns weh. Ich glaube, allein an dieser Charak- 
terisierung würden sich unsere Mitglieder stossen, 
weil sie doch im Laufe der Jahre davon überzeugt 
worden sind und es wissen, dass eine Konsumgenos- 
senschaft eine Ersparnisgenossenschaft ist und keine 
Erwerbszwecke verfolgt, dass also das Gegenteil 
wahr ist. 

Was nun die Erhöhung der Ansätze anbelangt, 
so mache ich darauf aufmerksam, dass Sie letztere 
nicht nur bei den andern Kategorien von Steuerpiflich- 
tigen nicht erhöht haben, Sie haben solche sogar er- 
niedrigt; Sie haben bei Aktiengesellschaften allgemein 
das Minimum um 50% erniedrigt, beim nichtein- 
bezahlten Kapital sogar um 75%, und haben einzig 
den Genossenschaften eine allgemeine Erhöhung von 
50% zugemutet, und das im Lande Schweiz, in der 
Eidgenossenschaft, die doch alle Veranlassung hätte, 
die genossenschaftliche Tätigkeit zu fördern, die sich 
im Krieg bewährt hat, die nicht diese Missbräuche mit 
sich gebracht hat wie der private Handel in vielen 
seiner Formen. Während man in andern Ländern die 
Genossenschaften begünstigt hat, während z.B. in 
Frankreich im Verlaufe des Krieges die Rückvergü- 
tungen auf einmal steuerfrei erklärt worden sind, was 
man früher niemals erreicht hätte, kommt man aus- 
gerechnet in der Schweiz im fünften Kriegsjahre da- 
zu, den Genossenschaften eine extra schwere Kriegs- 
steuer aufzuerlegen, während man alle andern Steuer- 
pflichtigen entlastet hat. Ich kann nachweisen, dass, 
während Sie allgemein den Genossenschaften 50% 
Zuschlag zumuten, bei den natürlichen Personen beim 
Einkommen erst von Fr. 10,000.— an ein Zuschlag 
einsetzt. Bis dahin ist die Steuer unverändert ge- 
blieben; bei Vermögen bis zu Fr. 80,000.— wird die 
Steuer auch nicht erhöht. Bei den «übrigen juristi- 
schen Personen» haben Sie die Steuer ebenfalls nicht 
erhöht; Sie haben sogar dort noch ein Existenz- 
minimum von Fr. 2500.— für den Erwerb und 
Fr. 10,000.— für das Vermögen vorgeschlagen, was 
mit gleichem Rechte auch von den Genossenschaften 
verlangt werden könnte. 

Ich glaube nicht, dass unsere Genossenschaften 
eine solche Mehrbelastung, obgleich sie im finan- 
ziellen Erträgnis nicht sehr bedeutend herauskommen 
wird, tragen werden, sondern ich glaube, dass eine 
solche Lösung dieser Frage die Genossenschafter ins 


Lager der Opposition treiben könnte. Sie müssen nicht 
vergessen, dass in diesen Kreisen wegen der in vielen 
Kantonen unrichtigen Versteuerung, die einer Er- 
drosselungssteuer gleichkommt, was auch Herr Prof. 
Steiger in seinen finanzpolitischen Arbeiten aner- 
kannt hat, schwere Misstimmung herrscht. Es handelt 
sich weniger um den Betrag, als um das Gefühl, 
unterdrückt zu sein, ungleich behandelt zu sein gegen- 
über andern Unternehmungen, die wir als moralisch 
minderwertig taxieren, wenigstens gegenüber dem 
genossenschaftlichen Gedanken. 

Nun bitte ich zu berücksichtigen, dass allein in 
den Konsumvereinen 340,000 Familienvorstände or- 
ganisiert sind, dass wir mit unserer Presse vielleicht 
in einer Nummer an 260,000 Personen gelangen 
können. Berücksichtigen Sie ferner, wie die Stim- 
mung infolge der heutigen Beschlüsse sich sowieso 
gegen die Vorlage kehren mag, und dann können Sie 
sich vorstellen, was eine solche ausnahmsweise Be- 
lastung der Konsumvereine und der übrigen Genos- 
senschaften zur Folge haben müsste. 

Nun hat mir allerdings der Direktor der Steuer- 
verwaltung, bei dem ich mich erkundigt habe, gesagt, 
dass man wenigstens bei einer Kategorie eine Er- 
höhung vorgenommen habe, nämlich bei den Aktien- 
gesellschaften. Nun ist das richtig; wenn man nicht 
die Ansätze der Vorlage des Departementes, sondern 
die der bundesrätlichen Vorlage vergleicht, so beginnt 
bei den Aktiengesellschaften eine gewisse kleine Pro- 
gression; aber in diese Progression fallen die meisten 
Aktiengesellschaften nur mit einem kleinen Teil. 
Wenn man diese Ansätze mit denjenigen der Ge- 
nossenschaften vergleicht, so kommt man zum Re- 
sultat, dass die Genossenschaften mit dem Durch- 
schnittssatz von 12% des Ertrages bedeutend höher 
herangezogen werden als die meisten Aktiengesell- 
schaften, da z. B. bei den (Genossenschaften ein 
solcher Ertrag wie er in der dritten oder vierten 
Klasse für Aktiengesellschaften vorgesehen ist, selten 
vorkommt. 

Nun bitte ich Sie, auch zu berücksichtigen, dass 
vielleicht wegen einer oder zweier Unternehmungen 
in genossenschaftlicher Form, die vielleicht bei An- 
nahme meiner Vorschläge gegenüber den Aktien- 
gesellschaften privilegiert würden, alle übrigen ge- 
meinnützig und wohltätig wirkenden Genossen- 
schaften nach den neuen Ansätzen benachteiligt 
würden. Das würde nicht erfolgen, wenn Sie einfach 
die Sätze der ersten Vorlage wieder einführen würden, 
die 4% und 8% und für die Versicherungsgesell- 
schaften die 5°o0, und wenn Sie in zweiter Linie die 
unrichtige Einteilung fallen lassen würden. 

Nach meinem Vorschlag kommt dann allerdings 
ein etwas eigentiümliches Resultat heraus: Ich schlage 
Ihnen nämlich vor, es sollen, um dem Fiskus möglichst 
viel zuzuhalten, die Steuern alternativ nach zwei 
Arten berechnet werden, einmal nach dem Ertrag und 
sodann nach dem Vermögen und die Steuer so er- 
hoben werden, wie sie am meisten einträgt. Sie sehen, 
ich bin nicht etwa geizig gegenüber dem Fiskus. 
Dieser Vorschlag bringt nicht unwesentliche Mehr- 
erträgnisse. Ich habe für die Genossenschaft, der 
ich als Vorstandsmitglied angehöre, den V.S.K., die 
Berechnung gemacht; nach dem einen Modus müssten 
wir Fr. 40,000.— bezahlen, nach dem andern etwa 
20,000.—. Wenn die Genossenschaften es in der 
Hand haben, selbst durch die Art und Weise ihrer 
Geschäftsführung zu entscheiden, wie sie besteuert 
werden wollen, indem sie die Vorteile ihren Mit- 
gliedern entweder sofort oder erst in einem Posten 
am Ende des Jahres zuführen, so soll es auch der 
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Fiskus in der Hand haben, diejenige Steuer auszu- 
wählen, die ihm mehr einträgt. 

In diesem Gebiet handelt es sich ja immer um 
Ermessensfragen oder Machtiragen. Es ist keine 
Wissenschaft und kein Prinzip im Spiel. Ob man 
nun vorschreibt, dass die Genossenschaften 4 oder 8 
oder 12% zahlen müssten, so ist das eine Ermessens- 
frage. Alle andern Steueransätze, die Sie in dieser 
Vorlage aufgestellt haben, sind auch rein auf das Er- 
messen, zum Teil auf die Beurteilung der Konjunktur 
aufgebaut. Darum kann man auch hier dieses alter- 
native System vorschlagen. Sie haben bei den Kom- 
mandit- und Kollektivgesellschaften das gleiche Prin- 
zip angewendet, Sie haben eine separate Besteuerung 
gewählt, entgegen der Opposition der Herren Syz 
und Prof. Speiser, weil sie dem Fiskus mehr einträgt. 
Sie können dieses Prinzip auch bei den Genossen- 
schaften anwenden. 

. Endlich habe ich noch die Erweiterung der 
Steuerpflicht, den dritten Teil meines Antrages zu be- 
handeln. Ich beantrage, Sie möchten auch den Ra- 
batt, der von den Genossenschaften an Kunden und 
Mitglieder ausbezahlt wird, in gleicher Weise wie die 
Rückvergütung zur Besteuerung heranziehen. Es ist 
eine umstrittene Frage, ob Rabatt oder Rückvergü- 
tung dasselbe sei. In verschiedenen Kantonen werden 
Rabatt und Rückvergütung bei der Besteuerung ver- 
schieden behandelt. Das hat meist zu viel Unwillen 
Anlass gegeben. Letzthin hat nun das Bundesgericht, 
wie Sie gelesen haben, festgestellt, dass man den Ra- 
batt so gut wie eine Rückvergütung besteuern könne. 
Dadurch wird dem Fiskus meines Erachtens auch 
wieder eine erhebliche Summe zugeführt werden, als 
Ersatz für die, die ihm durch die Reduktion der An- 
sätze im allgemeinen entgehen wird. 

Ich möchte aus bester Ueberzeugung meinen An- 
trag zu Ziffer 6 zur Annahme empfehlen.» 

Am 27. September wurde die Diskussion fort- 
oz und es äusserte sich Bundesrat Motta wie 
olgt: 

«J ai ecoute hier avec une attention soutenue l’ex- 
pose tres interessant de M. le conseiller national 
Schär sur la question des coop£ratives. Vous aurez 
pu constater avec moi que M. Schär se heurtait sur- 
tout ä deux faits: Tout d’abord l’article, tel qu’il est 
propos£, essaye de faire une distinction entre les dif- 
ferentes categories de coop6ratives; selon qu’elles 
poursuivent ou pas un but de lucre, elles sont tax&es 
d’apr&s tel ou tel syst&me. M. Schär a dit avec raison 
que la distinction entre ces deux categories n’etait 
nas tres rationnelle. En outre M. Schär s’est heurt& ä 
l’elevation du taux pr&evu par l’article constitutionnel. 
Il a indique les raisons qui, d’apres lui, devraient faire 
maintenir le taux du premier impöt de guerre. Aprös 
avoir entendu M. Schär, j’ai cru devoir proceder ä 
une etude nouvelle de la question. Dans une confe6- 
rence tenue hier apres-midi avec M. Schär lui-möme, 
nous avons discute un systeme sur lequel il s’est de- 
clare d’accord, systeme consistant d supprimer toute 
distinction entre les coop£ratives poursuivant un but 
de lucre et celles qui n’en poursuivent pas; toutes les 
coop£ratives, sans aucune exception, seraient frap- 
pees sur le produit net. Mais comme nous avons cons- 
tate A l’occasion du premier impöt de guerre qu’il 
. etait parfois difficile de connaitre le produit net des 
coop£ratives, il serait entendu qu’on preleverait en 
outre un impöt suppl&mentaire, par exemple de 21% 
pour mille sur la fortune des coop£ratives. Je crois 
que cette solution est digne d’&tre examin&e encore 
une fois par la commission. Je ne puis pas vous de- 
mander d’adherer sans autre aux id&ees que je viens 
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d’indiquer et que j’ai d’ailleurs fix&es dans un nou- 
veau texte. Je vous prie de renvoyer cette question 
des coop6ratives ä la commission pour rapport.» 

M. le President: «Par voie de motion d’ordre M. 
le conseiller f&deral Motta demande le renvoi de ce 
chiffre 6 ä la commission. S’il n’est pas fait opposi- 
tion de votre part, il sera proc&d& ainsi. La commis- 
sion reverra en m&me temps la derniere phrase de 
l’art. 5 qui avait &t& r&servee. Il sera proce&d& ainsi.» 

Zu Ziffer 8 (Steuerbefreiungen) hatte der 
Schreiber dies zwei Anträge gestellt, von denen einer 
die Wohn- und Baugenossenschaften betraf. 

Die Kommission hatte die Anregung aus No. 34 
des «Schweiz. Konsum-Vereins» in folgende Form 
gebracht: 

e) «Gemeinnützige 
Wohnbedaris»; 

Demgegenüber stellte der Schreiber dies fol- 
genden Gegenantrag: 

«Gemeinnützige und genossenschaftliche Selbsthilfe-Unter- 
nehmungen» zur Deckung des Wohnbedarfs. 

Dieser Antrag wurde wie folgt begründet: 

Schär (Basel): Der erste Antrag bezieht sich auf 
die Steuerbefreiung der eigentlichen Wohngenossen- 
schaften. Es ist diese Anregung vom Sprechenden 
der Kommission unterbreitet worden. Die Kommis- 
sion will das gleiche was der Sprechende, hat jedoch 
bei der Redaktion meines Erachtens nicht die Praxis 
der andern Abteilungen der eidgenössischen Steuer- 
verwaltung berücksichtigt. Wir haben schon ein eid- 
genössisches Steuergesetz, das Stempelgesetz. Dort 
sind auch Steuerbefreiungen für gemeinnützige 
Unternehmungen vorgesehen. Aber nach der Verord- 
nung, die nachher auf Grund des Gesetzes erlassen 
worden ist, ist es nun sehr zweifelhaft, ob Wohngenos- 
senschaften als gemeinnützige Unternehmungen An- 
spruch auf Steuerfreiheit haben können. Die Steuer- 
verwaltung hat erklärt, eine richtige Wohngenossen- 
schaft sei nicht gemeinnützig, sondern sie müsse als 
Gegenseitigkeitsanstalt die Steuer entrichten. Ein 
Rekurs, der hiergegen anhängig gemacht wurde, ist 
noch nicht entschieden. Es handelt sich hierbei um 
die Basler Wohngenossenschaft. Dabei sind etwa 
400 Mitglieder, die keine Wohnung von der Genossen- 
schaft beziehen wollen, und etwa 100, die auf Woh- 
nungen aspirieren, also wiederum eine Mischung 
zwischen gemeinnütziger und Gegenseitigkeitsanstalt. 
Diese Genossenschaft ist nicht als gemeinnützig an- 
erkannt worden, trotzdem sie seit 20 Jahren noch 
keinen Rappen Entschädigung an die Verwaltungs- 
organe ausgerichtet hat, trotzdem der Zins auf Anteil- 
scheine wiederholt ausgefallen und sonst auf maximal 
4 oder 5% beschränkt ist. 

Und nun wissen Sie, welche Wichtigkeit heute 
der Wohngenossenschaft zufällt in der Aufgabe der 
Deckung des Wohnbedarfs. Man weiss ferner, wie 
knapp an Mitteln und Ertrag diese Gesellschaften 
sind, dass sie die kleinste Spesenerhöhung nicht mehr 
tragen können. Und nun wenn man im gleichen 
Augenblick, da man dem Oltener Aktionskomitee zu- 
sichert, dass man die Wohngenossenschaft fördern 
will, sie einer neuen Steuer unterwirft, ist das nicht 
konsequent. 

Wenn nun von seiten des Bundesrates erklärt 
wird, dass bei den Ausführungsbestimmungen Wohn- 
genossenschaften, diejenigen Unternehmungen, die 
ich hier bezeichnet habe, auch als gemeinnützige 
Unternehmungen auf dem Gebiete des Wohnbaues 
anerkannt sein sollen und dass der Rekurs, der bei 
der Steuerverwaltung anhängig ist, in diesem Sinne 
entschieden werden wird, kann ich meinen Antrag 
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zurückziehen. Aber nur unter dieser Bedingung. 
Sonst kommt es eben wieder vor, dass der Fiskus bei 
der Anwendung dieses Gesetzes dasselbe wieder ex- 
tensiv auslegt und anwendet, wie das überhaupt die 
Gewohnheit des Fiskus ist.» 

Die Beratungen des Nationalrates über die hier 
in Betracht kommenden Teile der Vorlage wurden 
am 1. Oktober wieder aufgenommen, nachdem die 
nationalrätliche Kommission am 30. September den 
von Herrn Bundesrat Motta angekündigten Kompro- 
missvorschlag angenommen und in folgender Fas- 
sung dem Plenum des Rates unterbreitet hatte: 


Die Genossenschaften des schweizerischen Obligationen- 
rechtes, mit Ausnahme der konzessionierten Versicherungs- 
genossenschaften, entrichten die Steuer von ihrem Reinertrag; 
der Steuersatz beträgt 4% der den Mitgliedern und Kunden 
gewährten Rückvergütungen und Rabatte und 8% des übrigen 
Reinertrages. Ferner bezahlen die (Genossenschaften vom 
eigenen Vermögen der Gesellschaft (Genossenschaftskapital und 
Reserven) 2%%°/oo. 

Das nicht einbezahlte Genossenschaftskapital bezahlt '%"/oo. 

Die konzessionierten Versicherungsgenossenschaften ent- 
richten die Steuer von ihrer schweizerischen Prämieneinnahme; 
der Steuersatz beträgt 6°/oo der Prämieneinnahme. 

Die neuen Vorschläge wurden von den beiden 
Kommissionsreferenten in folgender Weise be- 
gründet: 

«M. le President: Nous prenons d’abord le para- 
graphe 6 qui avait &t& renvoy& ä la commission. 


Ziffer 6. 


Eugster, deutscher Berichterstatter der Kommis- 
sion: Wir stehen noch bei der zurückgewiesenen 
Ziff. 6, die von den Genossenschaften spricht. Der 
Entwurf des Bundesrates sah zweierlei Genossen- 
schaften vor, Genossenschaften, welche Erwerbs- 
zwecke verfolgen und die übrigen Genossenschaften 
des Obligationenrechts, und als dritte Art kamen dann 
die konzessionierten Versicherungsgenossenschaften 
hinzu. Die Besteuerung war bei den verschiedenen 
Kategorien ungleich vorgesehen, zunächst bei den 
Genossenschaften mit Erwerbszweck Besteuerung des 
Reinertrages, und zwar mit 6% auf Rückvergütungen 
und 12% auf dem übrigen Reinertrag. Die übrigen 
Genossenschaften waren dagegen nicht nach dem 
Reinertrag, sondern nach dem Vermögen, und zwar 
mit 7Y2°]oo besteuert, die konzessionierten Versiche- 
rungsgenossenschaften mit 7%V2°/.. der Prämienein- 
nahme. 

Der neue Vorschlag macht nun die Unterschei- 
dung zwischen Genossenschaften, welche Erwerbs- 
zwecke verfolgen und den übrigen Genossenschaften 
nicht mehr, sondern stellt sie alle auf dieselbe Linie. 
Sie sollen alle nach dem Reinertrag besteuert 
werden, und zwar sowohl Rabatte als Rückvergü- 
tungen mit 4% und der übrige Reinertrag mit 8%. 
Hingegen sollen diese sämtlichen Genossenschaften, 
die vorher getrennt behandelt waren, ausser der Be- 
steuerung des Reinertrages auch noch einen soge- 
nannten Zuschlag vom Vermögen oder besser gesagt 
neben der Reinertragsbesteuerung eine Vermögens- 
besteuerung sich gefallen lassen. Neben dieser Rein- 
ertragssteuer soll vom Vermögen noch 2"2°/,. als 
Steuer erhoben werden. Die Kategorie, welche von 
uns früher separat behandelt wurde, nämlich die kon- 
zessionierten Versicherungsgesellschaften, sollen nach 
der Prämieneinnahme mit 6°/,. belastet werden. Das 
ist die Neuerung, welche wir heute namens der Kom- 
mission vorzuschlagen die Ehre haben. 

Bei der ersten Kriegssteuer hatte man diese 
Unterscheidung noch nicht gemacht, sondern da 
waren alle nach dem Reinertrag besteuert, aber die 
Erfahrung hat bei dieser ersten Kriegssteuer schon 


gezeigt, dass sich eine Reihe von gleichartigen Ge- 
nossenschaften sehr ungleich verhielten in bezug auf 
den Reinertrag. Von im ganzen 10,000 Genossen- 
schaften haben nur 4276 einen Reinertrag ausgewiesen 
und danach die Steuer bezahlt. In dem neuen Vor- 
schlag, den wir Ihnen unterbreiten, lässt man diese 
Unterscheidung von zwei Arten von Genossenschaften 
fallen und besteuert sie nın wieder nach dem Rein- 
ertrag, mit der Aenderung, dass zu dieser Rein- 
ertragsbesteuerung hinzu eine Vermögenssteuer tritt, 
allerdings in sehr geringem Umfang. Ganz frei lassen 
konnte man diese Genossenschaften nicht gut gegen- 
über den Aktiengesellschaften und den natürlichen 
Personen, welche sich auch eine Erhöhung der Sätze 
hatten gefallen lassen müssen. Die Genossenschaften 
stellen sich immer noch besser, weil bei ihnen die Pro- 
gression nicht Anwendung findet. Wie man auch bei 
den Aktiengesellschaften eine besondere Bestimmung 
über die Behandlung des nicht einbezahlten Aktien- 
kapitals aufgenommen hatte, so sah man auch bei den 
Genossenschaften vor, dass das nichteinbezahlte Ge- 
nossenschaftskapital mit einem niedrigeren Satz be- 
lastet werde, und zwar wurde der Satz auf Yo. an- 
gesetzt. 

Wir empfehlen Ihnen diese neue, Ihnen soeben 
ausgeteilte Lösung zur Annahme. Die konzessio- 
nierten Versicherungsgenossenschaften würden also 
nur die 6°. der Prämieneinnahme bezahlen. Ich 
glaube, dass damit auch dem Wunsch des Herrn 
Fritschi entsprochen ist, der seinerzeit den Antrag 
stellte, den Ansatz von 7V2”/,. bei diesen Versiche- 
rungsgenossenschaften herabzusetzen. 

M. Musy, rapporteur frangais de la commission. 
Les societes coop6ratives ont pay& le premier impöt 
de guerre sur la base de leurs ben6fices nets. Ce sys- 
teme s’est r&vel& absolument insuffisant. Le but des 
societes coop&ratives est ou lucratif ou exclusivement 
ideal. Si les soci6etes coop6ratives ne sont imposees 
que sur les bengfices r6alises, il s’en suit qu’un certain 
nombre d’entre elles &chappent au fisc. La perception 
du premier impöt de guerre a d&montre, dans la plu- 
part des cantons, que cette methode d’imposition &tait 
insuffisante et defavorable. Elle constitue, compara- 
tivement ä l’imposition des autres soci6tes, un regime 
iniustifiable. 

Au sujet des societes anonymes, vous avez 
adopte, l’autre jour, un systöme comportant ä la fois, 
par le jeu d’une combinaison mixte, l’imposition du 
capital et du benefice. Le coefficient du benefice entre 
comme facteur, dans le calcul de l’imposition, ä cöte 
du chiffre repr&sentant le capital de la societ&e ano- 
nyme. La cote ä payer est fixee sur la base de 
l’öchelle de progression annex6e au pr&sent arröte. 

Pour les societes coop&£ratives, le systeme pro- 
pos& est A peu pres analogue. On pr&voit un impöt 
principal sur le benefice, et un impöt accessoire sur 
le capital, c’est-ä-dire la fortune de l’association. 

Les soci6etes ä but lucratif payeront la plus large 
part de leur impöt sur leurs ben6fices; en surplus, elles 
acquitteront un impöt accessoire calcul& sur la for- 
tune. 

Les societes A but ideal, sans benefice, ne seront 
impos&es que sur la fortune. Cette mesure r&pond ä 
la nature sp&ciale de ce genre d’association.*) 


*) Anmerkung des Verfassers: Dieser Passus aus dem 
Votum des französischen Kommissionsreferenten beweist, dass 
die einmal vom Bundesrate vorgeschlagene Unterscheidung, und 
mag sie noch so unberechtigt sein, nicht so schnell wieder aus 
den Köpfen von Personen, die die Frage nicht näher studiert 
haben, verschwinden wird. Warum soll ein Konsumverein eine 
«societe A but /ucratif», eine Käsereigenossenschaft eine «societe 
ä but ideal» sein? 
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On propose le Y2°/y, sur le capital verse. Une mo- 
dification est intervenue, l’autre jour, quant ä& l’impo- 
sition du capital non vers& des soci&tes anonymes. On 
avait d’abord propos6e, comme base de l’imposition, la 
moiti& du capital non vers, mettant ainsi les societes 
anonymes au ben6fice d’un regime de faveur. Il est 
iuste &galement, ici, de ne pr&lever que le Y2)o. sur le 
capital non vers6, puisqu’on impose le 2Y2/,o du ca- 
pital verse. 

Le proiet du Conseil federal pr&voyait que les 
societes coop6ratives d’assurance concessionnaires 
payeraient le 7"2°/oo des primes. Vous avez decide, 
au cours de la pr&sente session, que les societes ano- 
nymes seraient impos6es sur le quart du capital non 
verse, soit le quart du taux prelev& sur le capital 
verse. Il y a lieu, pour tenir la balance &gale, de r£&- 
duire aussi le taux d’imposition appliqu& aux societes 
coop6ratives d’assurance. Nous vous proposons, en 
consequence, le 6% au lieu du 7V2P/oo. Les calculs &ta- 
blis d&emontrent que cette nouvelle imposition est 
Equitable. 

Nous vous recommandons l’adoption du para- 
graphe 6 tel qu’il vous est pr&sente par la commission. 

M. le President. M. Schär a retir& ’amendement 
qu’il avait propose£. Il se rallie ä la nouvelle r&daction 
du paragraphe 6. II n’y a pas d’autre proposition. Le 
paragraphe 6 est adopt& dans sa r&daction nouvelle. 

En m&me temps que le paragraphe 6, vous aviez 
renvoy& ä la commission la derniere phrase de l’ar- 
ticle 5. M. Fritschi avait fait une proposition diffe- 
rente. 

Fritschi: 
zurück. 

M. le President. M. Fritschi retire sa proposition 
et se rallie au texte de la commission. L’article 6 est 
donc adopt& dans la forme proposee par la commis- 
sion.» 

Zu den Steuerbefreiungen für Wohngenossen- 
schaften äusserte sich der Schreiber dies, ebenfalls 
am 1. Oktober, noch folgendermassen: 

«Schär (Basel): Nach den Erklärungen des 
Herrn Kommissionspräsidenten kann ich die beiden 
zu Abschnitt 8 gestellten Abänderungsanträge zurück- 
nehmen. Einmal, was die Erweiterung der Steuer- 
freiheit für gemeinnützige Unternehmungen zur 
Deckung des Wohnbedarfes anbetrifft, so ist durch 


Ich ziehe diesen Antrag ietzt auch 


die im Gefolge meines Antrages erfolgte Erhebung. 


und Diskussion nachgewiesen worden, dass die 
Stempelverwaltung die eigentlichen Wohngenossen- 
schaften nicht als gemeinnützige hat anerkennen 
wollen. Dagegen ist ferner nachgewiesen, dass ein 
Rekurs, der gegen diesen Entscheid eingereicht 
worden ist, voraussichtlich in bejahendem Sinne ent- 
schieden werden wird und dass speziell die Kommis- 
sion einstimmig der Ansicht ist, dass gemeinnützige 
Unternehmungen und Wohngenossenschaften in glei- 
cher Weise durch diese Ziffer getroffen werden 
sollen, dass also Wohngenossenschaften im allge- 
meinen, auch wenn den einzelnen Mitgliedern dadurch 
Vorteile verschafft werden, als gemeinnützige Unter- 
nehmungen anerkannt werden sollen. Damit ist ein 
Zweck meines Antrages erreicht. Sollte bis zum Er- 
lass der Ausführungsbestimmungen der erwähnte Re- 
kurs nicht entschieden sein, so ist es immer noch mög- 
lich, anhand der Erklärung der Kommission und der 
heutigen Diskussion für eine genauere Umschreibung 
zu sorgen.» 

Die Vorlage betreffend wiederholte Kriegssteuer 
ist dann am 1. Oktober durchberaten und am 2. Ok- 
tober zur Weiterleitung an den Ständerat mit 98 
eegen 43 Stimmen genehmigt worden. 


Ob die Vorlage im Ständerat genehmigt und, was 
speziell bezüglich der Erhöhung des Existenzmini- 
mums für lebende Personen notwendig wäre, ver- 
bessert wird, ist heute noch zweifelhaft, und noch 
zweifelhafter ist es, ob eine allfällige Volksabstim- 
mung eine annehmende Mehrheit ergeben wird. Uns 
scheint, dass wir vom genossenschaftlichen Stand- 
punkt aus dem allfällig sich entspinnenden Kampfe 
Gewehr bei Fuss zusehen können; als Genossen- 
schafter haben wir nur Veranlassung, in den Kampf 
einzugreifen, und zwar entweder gegen die Vorlage, 
wenn die Besteuerung der Genossenschaften in einer 
Weise gelöst wäre, die für uns nicht annehmbar wäre, 
oder für die Vorlage dann, wenn die Genossenschafts- 
besteuerung in absolut vorbildlicher Weise geregelt 
worden wäre. Beides ist nicht der Fall; eine absolut 
prinzipiengetreue Lösung werden wir bei der heu- 
tigen Zusammensetzung der eidgenössischen Räte 
nicht erreichen können, wo sogar einflussreiche so- 
zialdemokratische Finanzpolitiker gegen die prinzi- 
pielle Steuerfreiheit der Rückvergütungen auftreten, 
und von einer absolut unannehmbaren, einer Erdros- 
selungssteuer,kann man bei der heutigen Lösung auch 
nicht sprechen, was sich am besten aus einer Auf- 
stellung über die konkrete Steuerbelastung unserer 
Bewegung ergeben wird. 

Nehmen wir als Durchschnitt für die nächsten 
10 Jahre an, dass die in unserer Bewegung zusammen- 
geschlossenen Verbandsvereine pro Jahr 16 Millionen 
Franken Rückvergütungen und 4 Millionen Franken 
anderweitige Ueberschüsse erzielen werden und 
zu gleicher Zeit durchschnittlich über 15 Millionen 
Franken Reserven, 15 Millionen Franken einbezahltes 
und 2 Millionen Franken nicht einbezahltes Anteil- 
scheinkapital verfügen werden, dann würde sich die 
Besteuerung für eine erste vierijährige und je zwei 
dreijährige Perioden folgendermassen ergeben: 


a) Vorschlag des Bundesrates: 
6% von 16 Millionen 
12% von 


= Fr. 960,000.— 
4 Millionen = »  480,000.— 
Fr. 1,440,000.— 
Dreimal wiederholt Fr. 4,320,000.— 
oder Belastung pro Jahr zirka Fr. 432,000.—, zirka 
Fr. 1.— bis 1.30 pro Mitglied und Jahr oder, bei 
200 Millionen Umsatz, zirka 0,2°/.. vom Umsatz. 
b) Kompromissvorschlag: 


4% von 16 Millionen = Fr. 640,000.— 
8% von 4 Millionen = » 320,000.— 
Fr.  960,000.— 

dazu: 2"2°/,o. von 30 Millionen = » 75,000. — 
Va°Jo von 2Millionen = » __1,000.— 

Fr. 1,036,000.— 

Dreimal wiederholt = » 3,108,000.— 


oder Belastung pro Jahr = Fr. 310,800.— 
zirka 70-90 Rappen pro Mitglied und Jahr oder, 
bei gleichem Umsatz wie oben, zirka 0,15%). vom 

Umsatz. 

Von dem (Gesamtbetrag von 625 Millionen 
Franken, der innert 10 Jahren durch diese Steuer 
aufgebracht werden soll, würde demgemäss auf die 
unserer Bewegung angehörenden Organisationen 
zirka ein halb Prozent entfallen. 

Aus den vorstehend erwähnten Zahlen ergibt 
sich, dass durch den Kompromissvorschlag die Be- 
lastung der unserer Bewegung angehörenden Orga- 
nisationen während der zehniährigen Erhebungsdauer 
der Steuer zirka 1,218,000 Fr. geringer ausfallen wird 
oder pro Jahr Fr. 121,800.—. 

Die in den Beratungen des Nationalrates er- 
reichte Reduktion gegenüber dem ursprünglichen 
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Vorschlag des Bundesrates, der sonst von keiner 
anderen Seite angefochten war, ist also eine ganz an- 
nehmbare. Wir glauben, dass mit Rücksicht auf die 
gegebenen Verhältnisse die Genossenschafter, die 
nicht überhaupt absolute Steuerfreiheit für die Ge- 
nossenschaften beanspruchen, sich mit der gefundenen 
Lösung abfinden und im übrigen nun den Streit dar- 
über, ob die Vorlage betreffend wiederholte Kriegs- 
steuer bekämpft oder unterstützt werden soll, den 
politischen Parteien überlassen können. Sch. 


Ueber die Händlerparade 


vom 3. Oktober äussert sich Nationalrat Abt im 
«Genossenschafter» u.a. wie folgt: 

«Wir sind nicht der Meinung, dass der Privat- 
handel beseitigt und die Händler gross und klein der 
"Reihe nach aufgehängt werden sollen, im Gegenteil, 
wir gönnen dem Handel sein Dasein, soweit er 
berechtigtist, dem Volksganzen nicht schadet 
und die Freiheit des einzelnen Bürgers nicht zu 
seinen Gunsten einzuschränken versucht. Das hin- 
dert nun nicht, dass wir zu verschiedenen Punkten 
der Resolution eine etwas andere Meinung uns zu 
äussern gestatten. Was dieselbe über die Monopole 
im allgemeinen sagt, kann man billigen, aber dass 
der Handel nach den gemachten Erfahrungen das 
Getreidemonopol so ohne weiteres verdammt, scheint 
uns sehr das Handelsinteresse in den Vordergrund 
gestellt. Ueber «freien Importhandel» und «das 
Schiebertum» kann man für die Kriegszeit, ohne fehl 
zu gehen, eine eigene Meinung haben. Ungerecht- 
fertigte Aufschläge und Schiebereien kamen im sog. 
«legitimen» Handel mindestens so viel vor, wenn 
nicht mehr, als ausser demselben. Es steht den 
Herren des Handels verdammt schlecht an, sich einer 
solchen Versammlung von ihren Vertretern als die 
unschuldigen Lämmer darstellen zu lassen. Wenn 
einmal das Gleichnis vom Pharisäer und Zöllner in 
weitgehendem Masse zutrifft, ist es hier. Dagegen 
sind wir durchaus einverstanden mit dem, was über 
die Warenaufkäufe der industriellen Unternehmungen 
gesagt wird. Auch der Kantönli- und Städtehandel 
hat seine Schattenseiten. Anders verhält es sich mit 
dem letzten Satz des Punkts 7. Hier will offenbar 
wie mit dem Punkt 10 de Neugründung und 
Ausdehnung aller Genossenschaften 
— seieneslandwirtschaftliche oder andere 
— verhindert werden, d.h. mit andern 
Worten, der «freie» Handel beansprucht alle Freiheit 
für sich, nicht nur zum handeln, sondern er will auch 
denKonsumentenzwingen,nurbeiihm 
zubeziehen. Das erinnert uns lebhaft an einen 
vor vielen Jahren im «Merkur» erschienenen Artikel, 
in dem es hiess, dass die Warenvermittlung die aus- 
schliessliiche «Domäne» des freien Handels sei. 
Es scheint, dieser Wahn spucke noch immer in ein- 
zelnen Köpfen. Wenn während der Kriegszeit und 
der Rationierung das Genossenschaftswesen immer 
noch Fortschritte macht, ja grössere als vorher, ist 
das ein schlagender Beweis, dass die Verbraucher 
finden, sie fahren mit dem genossenschaftlichen 
Handel besser als mit dem freien Privathändler. Der 
Handel will, dass ihm kein einziger Kunde abspringe; 
wenn aber 100 und 1000 Genossenschaftsmitglieder 
ihm zulaufen, weil er durch irgend einen Kniff noch 
Ware hat und die Konsumgenossenschaft nicht, ist 
das durchaus gerechtfertigt. Der Handel scheut sich 
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auch gar nicht seine Ware in ganz ungleicher und 
ungerechtiertigter Weise zu verteilen und dem 
Schwindel der Futtermittelfabrikation weitgehendst 
Vorschub zu leisten. Wir fügen hier übrigens bei, 
dass Verwalter, die Verbandsware anstatt den Mit- 
gliedern zum Verbrauche abzugeben, an Händler ver- 
kaufen (wie leider hie und da erwiesen), noch weit 
unter dem gewissenlosesten Händler stehen. Es ist 
nicht wahr, dass die Genossenschaftsverbände in der 
Zuteilung der Ware bevorzugt worden seien, gerade 
das Gegenteil war der Fall, aber wenn es auch zu- 
träfe, wäre es nur gerechtfertigt, denn die Verbände 
geben die erhaltene Ware an ihre Mitglieder zu 
mässigen Preisen ab und der Handel verteilt sie nach 
Willkür und gibt sie namentlich demjenigen, der am 
meisten zahlt. 

Was die Eingabe des Verbandes schweiz. Kon- 
sumvereine will und die wir auch von unserem Stand- 
punkte lebhaft unterstützen, ist, dass nicht durch 
engherzige Auslegung der Rationierungsvorschriften 
das Wachsen der bestehenden Genossenschaften und 
die Neugründung von solchen verhindert werde. Das 
ist kein verwerflicher Angrif auf das 
Existenzrecht des freien Handels, des selbständigen 
Gewerbes und der Industrie und auf die freie Kauf- 
tätigkeit der Konsumenten, sondern nichts anderes als 
die Ermöglichung einer natürlichen 
Entwicklung des Genossenschafts- 
wesens, einer Entwicklung, die gerade durch den 
Krieg in den verschiedensten Richtungen gerecht- 
fertigt wurde und nach dem Kriege mit aller Macht 
einsetzen muss, wennnichtdie Menschheit 
durch den spekulativen Handel noch 
mehrausgebeutet werdensollalsvor 
und währenddemkKrieg.» 


Versammlungsverbot 
und. Generalversammlungen. 


Infolge der Grippe-Epidemie sind verschiedenen- 
orts Versammlungsverbote erlassen worden oder es 
ist freiwillig von Einberufung grösserer Versamm- 
lungen Umgang genommen worden. Durch diese 
Verhältnisse sind auch vielfach Verbandsvereine, die 
auf Ende Juni oder Juli Jahresabschluss haben und 
die ordentliche Generalversammlung zur Genehmi- 
gung der Jahresrechnung auf Ende September - Ende 
November einzuberufen. gewohnt waren, in eine 
schwierige Lage versetzt worden: statutarisch 
kann nur die Generalversammlung die Jahresrech- 
nung genehmigen; vor Genehmigung der Jahres- 
rechnung kann die Rückvergütung nicht ausgerichtet 
werden. Die Mitglieder sind jedoch auf die Aus- 
zahlung der Rückvergütung in dieser Jahreszeit an- 
gewiesen — Herbsteinkäufe, Kartoffeln, Obst, Kohlen. 

Interessanterweise hat nun in allen uns bekannt 
gewordenen Fällen das materielle Interesse der 
Mitglieder über die statutarischen Formvorschriften 
gesiegt. Zuerst haben die «Coop£ratives r&unies» in 
La Chaux-de-Fonds angefangen, indem sie durch 
Beschluss des Verwaltungsrates die Jahresrechnung 
und Rückvergütung festgesetzt und zu gleicher Zeit 
beschlossen haben, vorgängig der Genehmigung 
durch die Generalversammlung die Rückvergütung 
auszuzahlen. Diesem Beispiel sind andere Verbands- 
vereine gefolgt mit verschiedenen Varianten. So hat 
z.B. Wetzikon zuerst die Jahresrechnung auf der 
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vierten Seite des Genossenschaftlichen Volks- 
blattes zum Abdruck gebracht und der folgenden 
Nummer ein Abstimmungsformular beigefügt, durch 
welches die Mitglieder schriftlich zu erklären haben, 
ob sie die Jahresrechnung genehmigen wollen oder 
nicht. Uns scheint letzteres Verfahren eher noch zu 
kompliziert, und wir glauben, in solchen Fällen sollte 
besser mit einer Art fakultativen Reieren- 
dums versucht werden, die Schwierigkeit zu lösen, 
ähnlich wie wir seinerzeit in unserem ersten Entwurf 
der neuen Verbandsstatuten (Januar 1917) die Ab- 
stimmung durch Zirkulationsbeschluss 
zu regeln suchten. Demgemäss wäre im Genossen- 
schaftlichen Volksblatt (Cooperation, Cooperazione) 
eine Aufforderung zu erlassen, derzufolge diejenigen 
Mitglieder, die nicht einverstanden sind mit dem 
Antrage des Verwaltungsrates, sich schriftlich melden 
sollten. Sollte dann ein bestimmter Bruchteil, zum 
Beispiel "Jo, gegen die Genehmigung sich aus- 
sprechen, wäre der Entscheid zu verschieben, bis die 
Abhaltung einer Generalversammlung möglich ist. 


SS) 


Befreiung der Konsumvereinsrückvergütungen 
von der (iemeindesteuer, 


Sch. Der Kampf für eine richtige Besteuerung 
der Konsumvereine musste bis vor kurzem in der 
Schweiz nach zwei Richtungen hin geführt werden: 
einmal gegenüber den Kantonen, sodann gegenüber 
den Gemeinden; seit dem Kriege ist nun auch noch 
der Bund als dritter Ansprecher auf dem Gebiete der 
Besteuerung aufgetreten und hat den Freunden der 
richtigen Genossenschaftsbesteuerung vermehrte 
Aufgaben gestellt. Sonst galten bisher die Haupt- 
anstrengungen den Bestrebungen auf kanto- 
nalem Gebiete, und die haben entschieden auch 
weiterhin noch die grösste Bedeutung, weil die in 
den Kantonen befolgten Steuergrundsätze sowohl auf 
die Gemeinden wie auf den Bund eine Rückwirkung 
zu haben pflegen. Immerhin darf die Bedeutung 
einer richtigen Besteuerung der Konsumvereine in 
den Gemeinden nicht unterschätzt werden, da 
sowohl gute wie schlechte Steuervorschriften der 
Gemeinden die kantonale Regelung beeinflussen 
können. Dazu kommt, dass in einzelnen Gemeinden 
Erfolge viel leichter zu erzielen sein werden als wie 
im gesamten Kantonsgebiet. 

Hier bietensich dem Tatendrange 
unserer Genossenschafterinden ein- 
zelnen Verbandsvereinen noch dank- 
bareArbeitsgebiete. Zur Aufmunterung und 
Nachahmung sei nachstehend anhand eines Original- 
berichtes aus Nieder-Gerlafingen geschil- 
dert, wie es den dortigen Konsumvereinsführern und 
-mitgliedern in den letzten Wochen gelang, die 
völlige Steuerfreiheit der Konsumvereinsrückerstat- 
tungen von Gemeindeauflagen zu erreichen. Der be- 
treffende Bericht lautet: 

R. «Ueber den Hergang der Steuerbefreiung 
nachstehend einige Mitteilungen. 

Anlässlich der Revision des Gemeindesteuer- 
reglementes zu Beginn des laufenden Jahres be- 
nutzte der Vorstand der Konsumgenossenschaft 
die Gelegenheit zur Herbeiführung einer Steuer- 
erleichterung und gelangte mit einer Eingabe 
um Steuerbefreiung der Rückerstattungen an 
die Revisionskommission. Der Eingabe war eine 


kurze Begründung beigegeben, wobei unter 
anderem erwähnt wurde, die Ungleichheit der 
Besteuerung zwischen der Konsumgenossen- 
schaft, welche alliährlich genau Rechnung ablege 
und die Rückvergütungen versteuern müsse 
einerseits und dem Privathandelsmann, welcher 
ohne weiteres den gewährten Rabatt vom 
Jahresverdienst in Abzug bringt anderseits. 
Ferner suchten wir klar zu machen, dass die 
Rückvergütung weder für die Genossenschaft 
noch für die Mitglieder ein Erwerb sei, sondern 
eine von letztern für die Warenbezüge zuviel 
bezahlte Summe, welche nach dem jeweiligen 
Rechnungs-Abschluss wieder zurückerstattet 
werde. Auch des neuen Steuerreglements des 
Kantons Zürich, wie auch der Kompromissvor- 
lage im nahen Bernbiet wurde Erwähnung getan. 

Die Revisionskommission wies unser Gesuch 
mit Mehrheit ab mit der etwas drakonischen 
Begründung: «Die Rückvergütungen an Ihre 
Mitglieder gehören zum Reingewinn Ihrer Ge- 
nossenschaft und müssen wie die Reingewinne 
jeder andern Gesellschaft versteuert werden.» 

Merkwürdigerweise stimmten in der Revi- 
sionskommission nur die sozialdemokratischen 
Mitglieder für unsere Eingabe, trotzdem dieselbe 
nicht sozialdemokratischen Ursprungs war und 
im Vorstande alle drei politischen Parteien dazu 
(Gievatter gestanden waren. 

Unser Misserfolg, resp. unsere Abweisung 
entmutigte uns nicht; wir waren uns unserer 
genossenschaftlichen Stärke und unserer vielen 
Sympathien unter allen Schichten der Bevölke- 
rung bewusst. Reichlich 80%, der Haushaltungen 
zählten wir schon zu Jahresbeginn zu unsern 
Mitgliedern. Wir richteten eine weitere Ein- 
gabe an den Gemeinderat und ersuchten um 
seine Unterstützung. Diese Eingabe enthielt den 
Kompromissvorschlag, wonach ieweils die 
Hälfte der Rückerstattungen als steuerfrei be- 
handelt werden sollte. Gleichzeitig nahmen wir 
mit den Führern der politischen Fraktionen Füh- 
lung und stellten den Unschlüssigen die Annahme 
unserer Eingabe durch die Einwohnergemeinde- 
versammlung in sichere Aussicht. Also Ge- 
legenheit zum Holen einer politischen Schlappe. 
Um die nämliche Zeit hielt unsere Genossen- 
schaft die ordentliche Jahresversammlung ab. 
Im Auftrage des Vorstandes wurden den Mit- 
gliedern unsere Eingaben zur Kenntnis gebracht, 
begründet und auch die Mitglieder eingeladen, 
an der bezüglichen Gemeindeversammlung zahl- 
reich zu erscheinen und für unsere gerechte 
Sache einzustehen. 

Kurz darauf beschloss der Gemeinderat mit 
allen gegen eine Stimme (diejenige des Dorf- 
bäckers fehlte), unsere Forderung an der Ge- 
meindeversammlung zu unterstützen, und zwar 
solle nicht nur die Hälfte, sondern die ganze 
Rückvergütung der Einkommensteuer enthoben 
werden. Durch die Missgriffe der politischen 
Führer, speziell der bürgerlichen Parteien, 
wurde der Gemeinderat in eine Zwangslage ge- 
bracht und zu obigem Beschluss veranlasst. Die 
darauf folgende Einwohnergemeindeversamm- 
lung entschied denn auch mit grossem Mehr zu 
unsern Gunsten. 

$ 15, litt. c des Gemeindesteuerreglementes 
hat daher folgenden Wortlaut: «Von den nach 
$ 12—14 ermittelten Einkommen sind als 
steuerfreiin Abzug zu bringen: .... c) Ge- 
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währen Genossenschaften auf Warenbezügen 
oder Warenlieferungen Rückerstattungen, so 
werden diese Rückerstattungen zur Einkommen- 
steuer nicht herangezogen.» 

Einige Unzufriedene, welche sich mit dem 
gefallenen Beschlusse nicht glaubten abfinden 
zu können — darunter machte sich ein Bezirks- 
lehrer besonders bemerkbar, welchem das 
«Krämerlädeli» seiner Eltern die Studienmög- 
lichkeit geschaffen haben mag — gelangten an 
den Regierungsrat um Auskunfterteilung über 
die Zulässigkeit und gesetzliche Gültigkeit un- 
serer Steuerbefreiung. Die Antwort des Re- 
gierungsrates lautet laut Protokollauszug ge- 
nannter Behörde vom 3. Juni a. c. folgender- 
massen: «Zu Paragraph 15, litt. c): Die 
Steuerbefreiung der Rückvergü- 
tung vonKonsumgenossenschaften 
andie Mitglieder wird nichtbean- 
standet. Immerhin sei auf die re- 
gierungsrätlicheundvomBundes- 
gericht geschützte Rekurspraxis 
hingewiesen, wonach die Gemein- 
den berechtigt sind, diese Rück- 
vergütung als Einkommen der Ge- 
nossenschaftzuversteuern (vergl. 
Regierungsrats-Entscheid No. 4305 
vom 25. Dezember 1912.» 

Der Regierungsrat konnte also unsere 
Steuerbefreiung nicht beanstanden. Damit hätte 
man glauben können, dass sich nun die Wellen 
legen und wieder Ruhe in die erregten Gemüter 
einkehren werde. Dem war aber nicht so. Am 
13. Juli fand eine weitere Gemeindeversamm- 
lung statt zur Vornahme einiger Bereinigungen 
und der definitiven Annahme des Reglementes. 
ÖObgenannte Herren glaubten nun, die Gelegen- 
heit sei günstig, um unsere Sache doch noch zu 
Falle bringen zu können. Sie stellten den An- 
trag, auf den bösen Beschluss zurückzukommen 
und die Rückerstattungen der Konsumgenossen - 
schaft der Einkommensteuer zu unterstellen. Die 
Begründung erfolgte aber in so unglücklicher 
Weise, dass die Gemeindeversammlung, wenn 
auch nicht mit grossem Mehr, beschloss, auf die 
Sache nicht mehr einzutreten. Es zeigte sich 
wieder, dass Mitglieder von sämtlichen poli- 
tischen Parteien zur Konsumfahne gestanden 
waren. Der zweite Beschluss war um so er- 
freulicher, als er eigentlich ohne Zutun des Vor- 
standes zustande gekommen war und uns zeigte, 
dass unsere Leute für unsere Sache Verständnis 
haben. 

Die Steuerbefreiung macht uns dieses Jahr 
den Betrag von Fr. 990.— aus, welcher Betrag 
unserer Genossenschaft in dieser geldknappen 
Zeit sehr gelegen kommt.» 

Indem wir unsere Freunde von Nieder-Gerla- 
fingen zu diesem schönen Erfolge beglückwünschen, 
möchten wir die Mitglieder aller Verbandsvereine in 
ähnlichen Verhältnissen einladen: «Macht’s nach!» 


(R.-Korr.) Kaum hat sich das Grab über unserm 
Freund Ernst Fröhlich geschlossen, und wieder stehen wir an 
der Bahre eines Mitgliedes des Verwaltungsrates des A.C.V. 


Luzern. 


Luzern, Am 30. Oktober ereilte uns die schmerzliche Kunde 
vom Hinscheide unseres Kollegen Josef Stadelmann, Vorarbeiter 
der S.B.B. Wie eine Eiche vom Sturme gefällt, so wurde diese 


Kraitgestalt von der unheimlichen Seuche innert wenigen Tagen 
im blühendsten Mannesalter von 39 Jahren dahingerafit. Der 
Verstorbene wurde bei der Erneuerungswahl am 13. Januar 1917 
als Vertreter der sozialdemokratischen Partei in den Verwal- 
tungsrat gewählt, und er hat in dieser Stellung bei voller Walı- 
rung der prinzipiellen Grundsäze seiner Partei stets das Ge- 
samtinteresse der Genossenschaft hoch gehalten und für die- 
selbe gewirkt nach bestem Vermögen. 

Da Josef Stadelmann auch noch dem grossen Stadtrate an- 
sehörte und bei seiner Berufsorganisation in der vordersten 
Reihe stand, war seine freie Zeit restlos in den Dienst seiner 
Arbeitsbrüder gestellt, und doch war er nie müde, sondern 
immer von Arbeitslust erfüllt, voll froher Hoffnung an eine bes- 
sere Zukunft, durchdrungen von dem Glauben an den Sieg seiner 
Ideale. Nun ist er abberufen worden, ijäh ist seinem Wirkungs- 
eifer ein Ziel gesetzt worden, und um ihn trauern seine ihm 
eleichgesinnte Gattin, eine Tochter, sowie ein grosser Kreis 
seiner Gesinnungsgenossen. Ruhe aus, du lieber Freund, im 
Ta des Friedens, wir werden dein Andenken stets in Ehren 
halten. 


Zürich. (K.-Korr.) Der Genossenschaftsrat des Lebens- 
mittelvereins Zürich hat in seiner letzten Sitzung vom 11. Ok- 
tober eine Liegenschaften-Transaktion genehmigt, die für die 
Entwicklung unseres stadtzürcherischen Verbandsvereins von 
grosser Bedeutung ist. Zwecks Errichtung eines Zentralmaga- 
zins mit grossem Keller, eines Brennmaterialienlagers und event. 
noch anderer Geschäftsgebäulichkeiten hat er in Zürich 5, re- 
lativ nahe am Versorgungsgebiet und direkt an den Geleise- 
körper der S.B.B. anstossende Landkomplexe, ca. 21,800 m? 
haltend, zum Preise von rund 559,000 Fr. erworben. Die Aus- 
führung der Bauten wird trotz der Ungunst der Zeiten nicht 
allzulange auf sich warten lassen, denn die Lagerungsverhält- 
nisse sind nichts weniger als befriedigende. Infolge der starken 
Entwicklung des Umsatzes und des durch die Kriegsverhältnisse 
bedingten grossen Lagers — gegenwärtig im Werte von rund 
4 Millionen Franken — mussten die Waren in zahlreichen Ma- 
gazinen in verschiedenen Stadtgebieten untergebracht werden, 
was sich als ebenso unpraktisch wie kostspielig erweist. Durch 
die Zentralisation des Warenlagers in unmittelbarer Nähe des 
Balınkörpers und die Geleiseverbindung mit dem Zentralmagazin 
werden jährlich Zehntausende von Franken an Arbeitslöhnen 
und Zustellungsgebühren eingespart werden können. 


Nesslau-Krummenau. Der Warenverkauf belief sich im 
Rechnungsjahre 1917/18 auf Fr. 339,645.86, Fr. 59,156.05 mehr 
als im Jahre 1916/17. Die Mitgliederzahl betrug am Anfang und 
am Schlusse des Jahres 643. 42 Eintritten stehen ebenso viele 
Austritte gegenüber. Der Reinüberschuss beziffert sich auf 
Fr. 19,334.62. Fr. 18,868— erhalten die Mitglieder als Rück- 
vergütung auf die eingeschriebenen Warenbezüge in der Höhe 
von Fr. 235,850.— (8%), Fr. 283.25 als Zins auf die Anteil- 
scheine (5%), Fr. 150.— werden dem Frauenverein Nesslau und 
dem Armenverein Krummenau zu gleichen Teilen vergabt und 
Fr. 33.37 dem Reservefonds zugewiesen. Die Bilanz per 
28. Februar 1918 verzeichnet an Aktiven: Kasse Fr. 1333.78, 
Warenvorrat Fr. 67,963.65, Mobilien Fr. 7400.—, Liegenschaften 
Fr. 93,803.87, Debitoren Fr. 4095.63, Bankguthaben Fr. 879.—, 
Stammaktien bei der Kohlenzentrale A.-G. Fr. 2000.—, Anteil- 
scheine V.S.K. Fr. 1920.—, Postscheckguthaben Fr. 328,96, 
Frachtkredit B.T.B. Fr. 500.—, ausstehende Bussen Fr. 62.—; an 
Passiven: Anteilscheine Fr. 5665.—, Reservefionds Fr. 23,890.97, 
Obligationen Fr. 22,700.—, Anleihen Fr. 47,696.30, Liegenschaften- 
schuld Fr. 59,000.—, Restschuld auf dem Bauplatz Fr. 2000,—, 
Reinüberschuss Fr. 19,334.62. 


Schwamendingen. Im Jalıre 1917 setzte der Konsumverein 
Schwamendingen in den beiden Ablagen Waren im Werte von 
Fr. 181,350.— (Fr. 121,200.— im Vorjahre) um. Die Verwaltung 
nahm Fr. 2347.60 (Fr. 780,55) ein. Der gesamte Umsatz be- 
ziffert sich demnach auf Fr. 183,697.60 (Fr. 121,980.55), hat also 
um rund 50% zugenommen. Der Rohüberschuss aus dem 
Warenverkehr beziffert sich auf Fr. 30,393.— der Reinüberschuss 
auf Fr. 9568.21. Die Bilanz per 31. Dezember 1917 verzeichnet 
an Aktiven die Barschaft von Fr. 143.68, die Warenvorräte von 
Fr. 45,727.01, die Debitoren von Fr. 1582,65, die Guthaben an 
den beiden Ablagen von Fr. 3103.52, die Liegenschaft von 
Fr. 49,000.—, die Mobilien von Fr. 3600.— und die Wertschriften 
von Fr. 1680.—; an Passiven: die Kreditoren von Fr. 2204,90, 
die Wechselschuld an den V.S.K. von Fr. 4000.—, die Anteil- 
scheine der Mitglieder von Fr. 1370.—, die Hypotheken von 
Fr. 36,000.—, die Darlehen von Fr. 8793.70, die Reservesteliung 
auf den Warenvorräten von Fr. 11,432,—, das Genossenschafts- 
vermögen von Fr. 31,468.05 und den Reinüberschuss von 
Fr. 9568.21. Das Genossenschaftsvermögen ist in den beiden 
letzten Jahren nicht mehr geäufnet, sondern bedauerlicherweise 
durch Einnahmen verschiedener Art verringert worden. 


Redaktionsschluss: 7. November 
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[Z Wir empfehlen uns zum Abschluss von Versicherungsverträgen aller Art zu = 


annehmbaren, konkurrenzlosen und festen Prämien. 


Unfallversicherungen nach allen Kombinationen: 

Kollektiv-Unfallversicherung — mit oder ohne Deckung der industriellen 
Haftpflicht — gegen die ökonomischen Folgen von Betriebs- und Nichtbetriebs- 
unfällen, die das Arbeitspersonal des Versicherten treffen; 

Einzel-Unfallversicherung gegen die ökonomischen Folgen von Unfällen jeder 
Art, die den Versicherten selbst treffen; 

Haftpflichtversicherung gegen die ökonomischen Folgen von körperlichen Un- 
fällen und Sachbeschädigungen, für die der Versicherte nach Massgabe der 
bestehenden Rechtsvorschriften Dritten gegenüber aufzukommen hat. 


Einbruchdiebstahl - versicherungen für Haushaltungen, Warenlager, 
Geschäftseinrichtung, Bargelder, Wertpapiere etc. 
Glasversicherung. Es werden versichert: 


In Ladenlokalen etc.: die Schaufenster-, Oberlicht- und Türscheiben, Wand- 
spiegel, Ladenschrank- und Regalscheiben, sowie sonstige Objekte. 


Versicherung gegen Wasserleitungsschäden. 
Kautions- Versicherung, gegen Verluste ioige Veruntreuung (Diebstahl 5 
oder Unterschlagung). | 
Transportversicherungen, uniasst die Schäden, die während dem | & 
Transport der Waren entstehen. 
Versicherungen gegen Feuer-, Blitz- und Explosionsschaden 
und den durch Löschen verursachten Wasserschaden. 5 
Vermietung von Tresors (Kleinere Geldschränke) mit Einschluss dere Ver- | 
sicherung gegen Einbruchdiebstahl. o 
n4 


Für nähere Auskunft, Prospekte, Kosten- b = 
voranschläge etc. wende man sich an die Bank-A teilung 
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Union suisse des societes de consommation (U.S.C.) Bäle 
Unione svizzera delle societä di consumo (U.S.C) Basilea 
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FÜR DIE HERSTELLUNG VON PLÄNEN 
FÜR ZWECKMÄSSIGE UND BILLIGE 


MÖBEL 


PREISE IM BETRAGE VON FR. 10,000 


PREISGERICHT: 
Herr Prof. J. de PRAETERE, Genf. 
Herr Prof. Dr. K. MOSER, Polytechnikum, Zürich. 
Herr Direktor Dr. H, KIENZLE, Gewerbemuseum, Basel. 


Die Pläne sollen bis zum 1. März 1919 eingesandt werden. Für 
event. Auskünfte und zur Erlangung des detaillierten Programmes 
wende man sich an die 


VERWALTUNGSKOMMISSION DES VERBANDES 
SCHWEIZ. KONSUMVEREINE (V.S.K.) IN BASEL 
THIERSTEINERALLEE 14 


